
Aus der Regierung 
Landesbibliothek:  
Stiftungsrat neu bestellt 

Die Regierung hat das bisherige 
Stiftungsratsmitglied Margit 
Hass ler für eine zweite Amtszeit 
in den Stiftungsrat der Landesbi-
bliothek bestellt. Diese umfasst 
die Mandatsperiode 2021 bis 
2025. Die Regierung dankt Mar-
git Hassler für ihre Bereitschaft, 
ihre Fähigkeiten in den Stif-
tungsrat einzubringen, und 
wünscht ihr bei der Ausübung 
dieses Mandats weiterhin viel 
Freude und Erfolg. Der Stif-
tungsrat der Landesbibliothek 
setzt sich somit zusammen  
aus Präsidentin Christina-Maria 
Hilti, Vizepräsidentin Brigitte 
Vogt-Ipek und den Mitgliedern 
Margit Hassler, Roland Alber 
und Robert Hilbe. (ikr)  

Neuer Stiftungsrat bei  
der Erwachsenenbildung 

Die Regierung hat den Stif-
tungsrat der Erwachsenenbil-
dung Liechtenstein für die 
Mandatsperiode 2021 bis 2025 
neu bestellt. Grund für die Neu-
bestellung sind die Demissio-
nen der Stiftungsratspräsiden-
tin Dagmar Bühler-Nigsch so-
wie der Stiftungsrätin Wally 
Frommelt. Neu übernimmt Ju-
dith Öhri aus Vaduz das Amt 
der Stiftungsratspräsidentin. Sie 
war bisher als Mitglied im Stif-
tungsrat tätig. Neu dazugewon-
nen werden konnten die beiden 
Mitglieder Andrea Heutschi-
Rhomberg aus Schaan sowie 
Jürgen Posch aus Vaduz. Weiter-
hin im Stiftungsrat tätig bleiben 
die Mitglieder Miriam Calört-
scher aus Mauren sowie Roman 
Jenal aus Vaduz. (ikr)

Alpenverein 
Seniorenwanderungen 

1367 Freitagswanderung  
am 21. Mai 
Die Rundwanderung in Salez führt 
vom «Löwen» zur alten Landstras-
se Richtung Galgenmad, Schloss-
wald, Ziegelhütte, Chalch ofen bis 
zum Ausgangspunkt retour. Treff-
punkt: Salez «Löwen» um 14.02 
Uhr; ab Buchs 13.48 Uhr Kante E 
Bus 300; ab Balzers Rietstr. 12.59 
Uhr (L 11); ab Schaan Bahnhof 
13.30 Uhr (L 12); ab Bendern Post 
13.20 Uhr (L 11); ab Vaduz Post 13.18 
Uhr (L 11); Wanderleitung: Heidi 
Schädler, Tel. 081 771 61 80.

Als das Volk neben den Fürsten trat 
Der Weg zur 1921er-Verfassung war geprägt von heftigen Konflikten. Die Verfassung selbst war aber ein Kompromiss.  

Elias Quaderer 
 
Vor 100 Jahren trat in Liechten-
stein die neue, demokratischere 
Verfassung in Kraft. Die Staats-
gewalt war fortan nicht mehr 
nur im Fürsten, sondern im 
Fürsten und im Volk verankert. 
Am Mittwoch referierte der His-
toriker Rupert Quaderer über 
die einzelnen Schritte bis zur 
Verfassungsrevision von 1921. 
Er zeigte auf, wie erbittert die 
Kräfte der Veränderung und des 
Verharrens um den Verfassungs-
inhalt rangen – und sich doch 
letztlich beide Seiten mit der 
neuen Verfassung arrangieren 
konnten. Der Vortrag war der 
zweite Teil in der Veranstal-
tungsreihe des Liechtenstein-
Ins tituts und des Historischen 
Vereins zum Verfassungsjubilä-
um. 

«Männer der Tat, nicht der 
leeren Worte» 
Der Historiker führte aus, wie 
sich bereits vor Ausbruch des 
Ersten Weltkriegs um den Trie-
senberger Anwalt Wilhelm Beck 
eine Gruppe scharte, die auf 
Veränderungen drängte. Im 
Landtag und in ihrer eigenen 
Zeitung, den «Oberrheinischen 
Nachrichten», machte die Grup -
pe durch ihr oppositionelles Auf-
treten und ihr Verlangen nach 
politischen und sozialen Refor-
men auf sich aufmerksam. In ei-
nem Brief hielt Wilhelm Beck 
fest: «Es ist die Redseligkeit oh -
ne Tat ein Grundübel des liech-
tensteinischen Volkes – und wir 
wollen nun den Stil umkehren 
als Männer der Tat und nicht der 
leeren Worte.» Der Erste Welt-
krieg und die damit einherge-
henden Nöte verstärkten den 
Ruf nach Veränderung. Die op-
positionelle Gruppe um Wil -
helm Beck schloss sich im März 
1918 zur ersten Partei Liechten-
steins zusammen – der «Christ-

lich-sozialen Volkspartei». Sie 
strebte nach einem Ausbau der 
Volksrechte wie auch einer dem 
Landtag verantwortlichen Re-
gierung. Unter der Parole 
«Liechtenstein den Liechten-
steinern» forderte die Partei 
auch, dass die Regierung künftig 
nur mit Liechtensteinern besetzt 
werde. Die konservativeren 
Kräf te gründeten im Dezember 
1918 die Fortschrittliche Bürger-
partei.  

Der Novemberputsch und 
ein Jahr der Verwirrungen 
«Es geht ein demokratischer 
Zug durch die Welt», erklärte 
Wilhelm Beck an einer Land-
tagssitzung vom Herbst 1918. 
Als in Deutschland und Öster-
reich die Kaiser abdankten, for-
derte die Volkspartei umso ener-
gischer eine Demokratisierung 

Liechtensteins. Der Landtags-
präsident Albert Schädler mein-
te jedoch: «Die Versorgung mit 
Kartoffeln ist jetzt wichtiger als 
Verfassungsfragen.»  

Der November 1918 war in 
den umliegenden Staaten ge-
prägt von Unruhen und Revolu-
tionen. Und auch in Liechten-
stein kam es zu einem überra-
schenden Regierungswechsel – 
dem «Novemberputsch». Auf 
Druck der Mehrheit der Abge-
ordneten erklärte Landesverwe-
ser Leopold von Imhof seinen 
Rücktritt aus der Regierung. 
Vorbereitet wurde dieser Schritt 
von den Abgeordneten Wilhelm 
Beck und Friedrich Walser ge-
meinsam mit dem Maurer Juris-
ten Martin Ritter. Die Regie-
rungsgeschäfte übernahm ein 
vom Landtag gewählter «provi-
sorischer Vollzugsausschuss» 

unter dem Vorsitz von Martin 
Ritter. Der Vollzugsausschuss 
blieb allerdings nur einen Monat 
im Amt. Bereits im Dezember 
ernannte Fürst Johann II. seinen 
Neffen Prinz Karl zum neuen 
Landesverweser. Der Landtag 
handelte mit Prinz Karl einen 9-
Punkt-Plan aus, der bereits we-
sentliche Punkte der Verfas-
sungsrevision vorwegnahm. Im 
darauffolgenden Jahr wurden je-
doch kaum Fortschritte in der 
Verfassungsfrage erzielt. Statt-
dessen war 1919 geprägt von 
Unruhen. «Es war ein Jahr der 
Verwirrungen», so Rupert Qua-
derer. Eine Episode aus diesem  
Jahr: Der Balzner «Volkspartei-
ler» Andreas Vogt posaunte als 
Zuhörer in den Landtag hinein: 
«Nieder mit der Regierung! 
Hoch die Republik!» Gegen 
Vogt wurde ein Strafverfahren 

eingeleitet, doch der Fürst liess 
es wieder einstellen. Man wollte 
keinen Märtyrer schaffen. 

«Keine Kolonie für  
Wiener Herren» 
Im Frühling 1920 wurde be-
kannt, dass Prinz Karl sein Amt 
als Landesverweser niederlegen 
wollte. Als sein Nachfolger sah 
der Landesfürst den Österrei-
cher Josef Peer vor. Während die 
Bürgerpartei den Entscheid be-
grüsste, war die Volkspartei 
strikt dagegen, dass erneut ein 
Ausländer den Regierungsvor-
sitz übernimmt. «Liechtenstein 
ist keine Kolonie für Wiener 
Herren», schrieben die «Ober-
rheinischen Nachrichten».  

Fürst Johann II. weilte über 
den September 1920 in Liech-
tenstein. Um eine Lösung in der 
Verfassungs- und der «Peer»-
Frage zu finden, lud er Vertreter 
der Volkspartei zu Verhandlun-
gen ein. Das Ergebnis waren die 
«Schlossabmachungen»: Die 
Volkspartei stimmt einer be-
grenzten Amtszeit Josef Peers 
von einem halben Jahr zu. 
Gleichzeitig wurden die Grund-
lagen der neuen Verfassung fest-
gelegt. Die Volkspartei konn te 
ihre Ziele weitgehend durchset-
zen. Dennoch betont  Quaderer, 
dass die neue Verfassung, die 
der Landtag am 24. August 1921 
annahm, ein Kompromiss war. 
Sie enthielt auch weiterhin abso-
lutistische Elemente wie das 
Veto- und Notverordnungsrecht 
des Fürsten. Letztlich hält es der 
Historiker aber mit einer  
Einschätzung der «Oberrhei  ni -
schen Nachrichten»: «Man 
kann im Allgemeinen sagen, 
dass die Verfassung, wenn sie 
auch noch lange nicht allem ent-
spricht, eine ziemlich moderne 
ist und nur eines, aber das Aller-
wichtigste voraussetzt, dass ein 
Volk sie handhabe und ausbaue, 
was ihrer würdig ist.»

Rupert Quaderer zeigte die Entwicklungen auf, die zur Verfassung von 1921 führten. Bild: Tatjana Schnalzger

Timeout-Schule erhöht Platzanzahl 
Die Timeout-Schule fängt Schüler mit Problemen auf. Seit Pandemiebeginn wird das Angebot öfters genutzt.  

Es kann vorkommen, dass ein 
Schüler wegen schulischen, fa-
miliären oder psychischen Pro-
blemen eine Auszeit vom regu-
lären Schulalltag benötigt. 
Diese bietet die Timeout-
Schule in Gamprin seit 13 Jahren 
für Schüler der Sekundarstufe 
an. Seit dem Ausbruch der Pan-
demie stieg die Nachfrage.  
 
Schulstruktur musste  
flexibler werden 
Um dieser gerecht zu werden, 
gestaltete die Timeout-Schule 
ihre Struktur flexibler als zuvor. 
Die Schüler werden normaler-
weise zwischen 15 und 27 Wo-
chen von Sozialarbeitern be-
treut. Die Lehrer der Timeout-
Schule unterrichten diese in den 
Fächern Deutsch, Mathematik, 
Englisch und Französisch. Kri-
senfälle können nun auch für ei-
nen kürzeren Zeitraum in Gam-
prin die Schule besuchen. Auch 
die Kapazitäten wurden erhöht. 
Für gewöhnlich umfasst das An-
gebot sechs Plätze. Zwei zusätz-

liche Plätze sind für Notfälle be-
stimmt. Nun besuchen insge-
samt zehn Schüler die Schule, 
während immer noch zwei Plät-
ze zusätzlich für Notfälle be-
stimmt sind. Für die vergrösser-
te Gruppe mussten keine neuen 
Lehrer angestellt werden, aber 
eine zusätzliche Sozialpädago-
gin, wie Schulinspektorin Caro-
lin Meier erklärt: «Die Schüler 
brauchen Aufmerksamkeit und 
dürfen nicht allein gelassen 
werden. Die Sozialpädagogen 
betreuen die Jugendlichen um-
fassend und führen viele Ge-
spräche mit ihnen.» 
 
Vermehrt Fälle mit  
psychischen Problemen 
Der genaue Grund für die ge-
steigerte Nachfrage lässt sich 
laut Meier nicht festmachen. Ob 
er in den Folgen der Pandemie 
liegt, muss noch evaluiert wer-
den. Die Vermutung liege aber 
nahe. «Wir sehen ja, wie man-
che Jugendliche im Ausland lei-
den», so Meier. Ein qualitativer 

Unterschied zwischen früher 
und heute lässt aber sehr wohl 
bestimmen: «Bisher hatten wir 
Fälle, bei denen es sich zum 

grössten Teil um schulische Ver-
haltens- und Motivationspro-
bleme handelt. Das hat sich nun 
geändert. Heute betreuen wir 

vermehrt Fälle mit psychischen 
Problemen», sagt Meier.  
 
Damian Becker 

Eine zusätzliche Sozialpädagogin musste angestellt werden. Bild: Tatjana Schnalzger
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